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Stellungnahme 

13.01.2026 

Klimaschutzprogramm der Bundesregierung 

Zusammenfassung 

Der Energieberaterbundesverband GIH begrüßt die Erarbeitung des Klimaschutzprogramms 
und betont die zentrale Rolle des Gebäudesektors für das sichere Erreichen der nationalen 
und europäischen Klimaziele. Erforderlich sind verlässliche Rahmenbedingungen, eine enge 
Verzahnung von Ordnungsrecht, Förderung und qualitätsgesicherter Energieberatung sowie 
ein klarer Fokus auf den Gebäudebestand. 

Jeder Sektor muss für seine eigenen Klimaziele verantwortlich bleiben. Eine transsektorale 
Verrechnung von Emissionsminderungen lehnt der GIH ab. 

Bestehende Instrumente wie Gebäudeenergiegesetz (GEG) und Bundesförderung für effizi-
ente Gebäude (BEG) müssen weiterentwickelt, nicht kurzfristig verändert oder gestoppt wer-
den. Zentrale Anforderungen sollten überparteilich nicht mehr generell in Frage gestellt wer-
den. Energieeffizienz ist dauerhaft als zentraler Hebel zu priorisieren, da sie unabhängig vom 
Energieträger wirkt, Kosten senkt, Netze entlastet, Energieimporte reduziert und die Resili-
enz im Krisenfall erhöht. 

Zur sozialen Abfederung sind einkommensabhängige Förderungen, zinsgünstige Finanzie-
rungsinstrumente sowie faire Umlageregelungen im Mietverhältnis erforderlich. Gleichzeitig 
kann das Klimaschutzprogramm erhebliche konjunkturelle Impulse setzen, wenn Investitions-
hemmnisse abgebaut, Planungssicherheit erhöht und insbesondere Worst-Performance-Buil-
dings gezielt adressiert werden. 
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1. Welche zusätzlichen oder geänderten Maßnahmen sind erforderlich, um die 

Klimaziele sicher zu erreichen? 

 Der Gebäudesektor ist zentral für das Erreichen der nationalen und europäischen 

Klimaziele. Zielverfehlungen der einzelnen Sektoren müssen frühzeitig analysiert und 

sektorenscharf durch zusätzliche Maßnahmen korrigiert werden. Eine transsektorale 

Verrechnung von Emissionsminderungen lehnt der GIH ab, da sie die 

Verantwortlichkeit der einzelnen Sektoren verwässert und die Wirksamkeit des 

Klimaschutzprogramms schwächt. 

 Der Fokus muss klar auf der energetischen Sanierung des Gebäudebestands liegen. 

Neubauanforderungen allein reichen nicht aus, um die erforderlichen 

Emissionsminderungen zu erzielen. Insbesondere im Bestand liegen kurzfristig 

realisierbare und wirtschaftlich sinnvolle Einsparpotenziale. 

 Energieeffizienz ist dabei dauerhaft als prioritäres Ziel zu verankern. Sie wirkt 

unabhängig vom eingesetzten Energieträger, senkt langfristig die Kosten für 

Haushalte und Unternehmen, entlastet Netze und Energieinfrastruktur, reduziert 

Energieimporte und erhöht zugleich die Resilienz von Gebäuden im Krisenfall. Gut 

gedämmte Gebäude halten Wärme länger und bleiben auch bei eingeschränkter 

Energieversorgung besser nutzbar. 

 Bestehende Instrumente wie das Gebäudeenergiegesetz (GEG), die 

Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) sowie die Energieberatungsförderung 

sollten konsequent weiterentwickelt und stabil ausgestaltet werden. Kurzfristige 

Regeländerungen oder Förderstopps wirken investitionshemmend und untergraben 

das Vertrauen von Eigentümern, Wohnungswirtschaft, Handwerk und Industrie. 

 Die Energieberatung ist als zentrales Qualitätssicherungsinstrument deutlich zu 

stärken. Erforderlich sind der Ausbau von Kapazitäten, eine auskömmliche 

Honorierung sowie die verbindliche Einbindung qualifizierter Energieberaterinnen und 

Energieberater insbesondere bei komplexen Sanierungsvorhaben. Rein digitale, 

renditeorientierte Beratungsmodelle sind hierfür nicht geeignet. 
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2. Welche finanziellen oder rechtlichen Voraussetzungen (inkl. Ordnungsrecht) 

sind erforderlich? 

 Das Gebäudeenergiegesetz sollte verlässlich, praxistauglich und technologieoffen 

weiterentwickelt werden. Die 65-Prozent-Regel ist beizubehalten und so 

auszugestalten, dass Effizienzmaßnahmen an der Gebäudehülle angerechnet 

werden können. CO₂ darf dabei nicht zur alleinigen oder dominanten 

Steuerungsgröße werden; Energieeffizienz bleibt der zentrale Hebel für dauerhafte 

Emissionsminderungen. 

 Der GIH unterstützt die Einführung einer vereinfachten und begrenzten 

Lebenszyklusbetrachtung, die den CO₂-Ausstoß von Gebäuden berücksichtigt. Die 

bestehenden Nebenanforderungen – insbesondere an die Gebäudehülle, den 

sommerlichen Wärmeschutz und den Anteil erneuerbarer Energien – müssen dabei 

erhalten bleiben. 

 Im Neubau sollten keine fossilen Wärmeerzeuger mehr eingebaut werden dürfen. 

 Ein zentrales Defizit besteht im Vollzug bestehender Regelungen. Viele 

Anforderungen des GEG sind fachlich sinnvoll, werden in der Praxis jedoch nicht 

ausreichend kontrolliert oder durchgesetzt. Eine Verbesserung des Vollzugs ist daher 

vorrangig gegenüber einer Verschärfung der Anforderungen. 

 Die Regelung des § 48 GEG zur Sanierung von Bauteilen kann dann liberalisiert 

werden, wenn der Vollzug sichergestellt ist. Der Nachweis sollte durch eine einfache 

Bestätigung eines qualifizierten Energieeffizienz-Experten vor Baubeginn erfolgen. 

Ausnahmegenehmigungen nach § 102 GEG sollten aus wirtschaftlichen oder 

technischen Gründen nur mit entsprechender fachlicher Bestätigung zulässig sein. 

 Zur Verbesserung von Transparenz und Vollzug sollte eine bundesweit einheitliche 

digitale Gebäudeakte eingeführt werden. Handwerksbetriebe sollten verpflichtet 

werden, größere Sanierungsmaßnahmen dort zu dokumentieren. Auch technische 

Nachweise, etwa zum hydraulischen Abgleich, sollten zentral hinterlegt werden. 

 Für öffentlich-rechtliche Nachweise sollten ausschließlich Softwarelösungen 

zugelassen werden, die standardisierte Datenschnittstellen nutzen und einen 

konsistenten Datenaustausch ermöglichen. 

 Energieausweise sollten künftig sowohl auf Bedarfs- als auch auf Verbrauchsdaten 

basieren und verpflichtend qualifizierte Sanierungsvorschläge enthalten. Die beim 

Gebäudeverkauf vorgeschriebene Energieberatung ist stärker zu kontrollieren; das 
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Beratungsprotokoll sollte gemeinsam mit dem Energieausweis dem Notar vorgelegt 

werden. 

 Zur Unterstützung der Wärmewende sind Stromsteuern und Netzentgelte zu senken. 

Netzausbaukosten sollten langfristig abgeschrieben werden. Pufferspeicher von 

Wärmepumpen sollten netzdienlich ausgelegt werden. Netzbetreiber sollten 

verpflichtet werden, frühzeitig Auskunft über verfügbare Anschlusskapazitäten zu 

erteilen. 
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3. Wie kann eine sozial ausgewogene Ausgestaltung und hohe Akzeptanz 

sichergestellt werden? 

 Für eine hohe gesellschaftliche Akzeptanz der Wärmewende sind 

einkommensabhängige Förderungen sowie zinsgünstige bzw. zinsfreie 

Finanzierungsinstrumente unerlässlich. Das KfW-Ergänzungsdarlehen sollte einer 

breiten Bevölkerungsschicht zugänglich gemacht werden. Die teilnehmenden 

Kreditinstitute sollten transparent veröffentlicht werden. 

 Der Klimabonus beim Heizungstausch sollte auch Vermietern offenstehen, um die 

Modernisierungsumlage für Mieterinnen und Mieter zu begrenzen und Fehlanreize zu 

vermeiden. 

 Beim Wechsel auf Fernwärme sollte die monatliche Grundgebühr dem Eigentümer 

zugeordnet werden, da dessen Instandhaltungsverpflichtungen für die bisherige 

Heizungsanlage entfallen. Eine Umlage dieser Kosten auf die Mieterschaft ist 

sachlich nicht gerechtfertigt. 

 Im Bereich des Wärmecontractings sollten sozial ausgerichtete Modelle unterstützt 

werden. Zinsfreie Darlehen für Contractingunternehmen sind sinnvoll, sofern 

sichergestellt ist, dass die Anlagen nach Abschreibung und Rückzahlung kostenfrei 

an die Eigentümer übergehen. 
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4. Wie können Investitionen beschleunigt und konjunkturelle Impulse gesetzt 

werden? 

 Planungs- und Fördersicherheit sind entscheidend für Investitionen im 

Gebäudesektor. Förderbedingungen sollten daher maximal einmal pro 

Legislaturperiode angepasst werden. Förderzeiträume sollten mindestens drei Jahre 

für private Eigentümer sowie fünf Jahre für Wohnungseigentümergemeinschaften und 

Kommunen betragen. Bei Änderungen sind Übergangsfristen von mindestens sechs 

Monaten erforderlich. 

 Die Bundesförderung für effiziente Gebäude, insbesondere die 

Einzelmaßnahmenförderung, ist als zentrales Investitionsinstrument verlässlich 

auszugestalten. Kurzfristige Förderstopps sind zu vermeiden. Der vorzeitige 

Maßnahmenbeginn sollte in allen Programmen grundsätzlich möglich sein, da lange 

Bearbeitungszeiten sonst zu erheblichen Investitionsverzögerungen führen. 

 Die Antrags- und Prüfprozesse von BAFA und KfW sind zu vereinheitlichen und zu 

vereinfachen. Verbindliche Höchstbearbeitungszeiten sollten eingeführt werden. 

Formale Fristversäumnisse dürfen nicht zum vollständigen Verlust der Förderung 

führen; Nachbesserungen müssen möglich sein. 

 Die Effizienzhausförderung sollte erweitert werden. Die Wiedereinführung des 

Effizienzhauses 100 bietet für viele Bestandsgebäude einen realistischen und 

wirtschaftlich darstellbaren Einstieg in die Sanierung. 

 Für besonders ineffiziente Gebäude ist ein Worst-Performance-Building-Bonus von 

mindestens zehn Prozent einzuführen. Dieser Bonus sollte ausdrücklich auch für 

BEG-Einzelmaßnahmen sowie für die steuerliche Förderung gelten. 

 Der iSFP-Bonus sollte auch beim Heizungstausch wieder eingeführt werden. Die 

Einbindung einer ganzheitlichen Energieberatung verhindert Fehlinvestitionen und 

sichert eine abgestimmte Sanierungsstrategie. 

 Zuschussvarianten in der BEG für Wohn- und Nichtwohngebäude sollten wieder 

eingeführt werden. Die Baubegleitung durch Energieeffizienz-Experten ist auch beim 

Heizungstausch wieder zu fördern. Das Vier-Augen-Prinzip sollte zur 

Qualitätssicherung ausgeweitet werden. 
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 Die steuerliche Förderung ist mit der BEG gleichzustellen. Ergänzend sind erhöhte 

Sonderabschreibungsprogramme für energetische Sanierungen sowie eine zeitlich 

befristete erhöhte Sofortabschreibung bei Eigentümerwechseln sinnvoll. 
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5. Wie kann das Zusammenspiel von Bund, Ländern und Kommunen 

verbessert werden? 

 Zur Verbesserung des Vollzugs und zur Reduktion von Bürokratie sollten 

Kumulierungsverbote zwischen Förderprogrammen der unterschiedlichen 

Verwaltungsebenen aufgehoben werden. Länder und Kommunen müssen 

Bundesförderungen gezielt durch eigene Programme ergänzen können. 

 Förderbedingungen auf Landes- und kommunaler Ebene sollten sich an den 

Bundesprogrammen orientieren, um Verwaltungsaufwand zu reduzieren und die 

Inanspruchnahme zu erleichtern. 

 Energieeffizienz-Experten sollten bundesweit zur Ausstellung von 

Wärmeschutznachweisen berechtigt sein. Die Einführung bundesweit einheitlicher 

digitaler Gebäudeakten kann den Vollzug deutlich verbessern. 

 Kommunen sollten stärker die Möglichkeit nutzen, Sanierungsgebiete nach § 142 

BauGB auszuweisen. Die damit verbundenen steuerlichen 

Abschreibungsmöglichkeiten über zehn Jahre können zusätzliche Investitionen 

auslösen. 

 Flankierend sollten weitere Maßnahmen geprüft werden, darunter die dauerhafte 

Sicherung landwirtschaftlicher Stilllegungsflächen, eine erhöhte 

Blühstreifenförderung, der Schutz von Grünland sowie die Anrechnung privater CO₂-

Einsparungen und Maßnahmen zur Moorwiedervernässung. 

 


